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RekhsanftvSse rmd LSnderr
Zur Elektrifizierung Augsburg —Stuttgart

Im Finanzausschuß des Bayerischen Landtags ist ein An¬
trag der Bayerischen Volkspartei einstimmig angenommen
worden, wonach sich die bayerisch « Staatsregierung mit dem
Reich und den anderen deutschen Ländern dahin verständigen
fall . daß in Zukunft bei allen zentral vergebenen Reichsauf ,
trägen die Mitwirkung der AuSglrichSstelle der Länder in Ver¬
bindung mit den Landesauftragsstellen sichergestellt wird.

Die „Bayr . Staatsztg .
" weist im Zusammenhang auf eine

statistische Arbeit des Abgeordneten Rauch im „Deutschen
Süden " hin, der nachgewiesen hat . daß Preußen in der Zeit
ifeit dem Kriege über seine» schlüffelmäßigen Anteil hinaus
An Reichsaufträgen ei» Rehr von rund 5 Milliarde « aus all¬
gemeinen Steuermitteln erhalten hat. Der Anteil an den
pteichsaufträgen , der in der gleichen Zeit auf Bayern fiel, hat
sich als eine Milliarde zu wenig herausgestellt .

Für die Elektrifizierung der süddeutschen Bahnstrecke Augs-
Kurg—Stuttgart ist eine Ausgabe von 60 Millionen Reichs-
tmark vorgesehen. Bei ähnlichen Arbeiten , die in der jüngsten
Weit ausgeführt worden sind , wurde auf Beschwerde hin bei
« er Verteilung der Aufträge von der Berliner Zentralstelle
«darauf hingewiesen, daß man die regionalen Verhältnisse be-
ucücksichtigen und die Nächstliegenden Industrien beschäftigen
ymüsse. Dieser Modus wurde bei der Elektrifizierung der Ber¬
liner Stadt - und Ringbahn angewendet . Bei diesem Projekt ,
«für dessen Ausführung an die 100 Millionen Reichsmark oder
Noch etwas darüber angewendet worden sind , wurden 90 Pro -

i
fcnt nach Norddeutschland und nur 10 Prozent nach Süd-
»eutschland vergeben. Die Elektrifizierung der Reichsbahn-
trecke Augsburg —Stuttgart gibt nun Suddeutschland unbe-
>ingt das Recht , für sich den gleichen BerteilungsmoduS zu

iperlangen , das heißt mit anderen Worten , daß unter Bezug¬
nahme auf den alten Spruch „Was dem einen recht ist, ist
« em anderen billig" Süddeutschland für sich beansprucht, bei
vem neuen Bauauftrag mit mindestens 90 Proz . der zu ver¬
gebenden Aufträge bedacht zu werden . Es ist nicht so, daß in
/Süddeutschland keine Industrie vorhanden wäre , die zur Aus -
Führung der Arbeiten geeignet sei . Bei dieser Gelegenheit
«wäre zu untersuchen, ob sich die süddeutschen Länder , vor
fallen Dingen Bayern und Württemberg , und auch Baden in
diesen Tagen nicht zu einer gemeinsarnen wirtschaftlichen
Front zusammenschließen sollen .

In den nächsten Tagen soll das Kuratorium , das über die
Perteilung der Aufträge zu befinden hat , in Berlin zusammen -
ltreten. Es ist — so schreibt das Organ der bayerischen Re¬
gierung — des Schweißes der süddeutschen Abgeordneten im
/Reichstag, gleichviel , welcher Partei sie angehören , wohl wert ,
sich hier einzuschalten und entsprechend zu handeln . Auch die
«Vertreter der süddeutschen Regierungen beim Reiche müssen
nm gegenwärtigen Moment ihre Ausgabe voll erfassen und alle
fthre Kraft darauf verwenden, daß Süddeutschland bei der
/Vergebung der Arbeiten an der Strecke Augsburg —Stuttgart
micht wieder so behandelt wird , wie es die Rauchsche Statistik
für die Vergangenheit nachgewiesen hat .

Ein Bescheid des Reichsarbettsmtntster «
Auf den Antrag , eine für den Bereich dreier westdeutscher

Regierungsbezirke vor einigen Monaten abgeschlossene Lohn-
Vereinbarung für allgemeinverbindlich zu erklären , hat der
Reichsarbeitsministrr folgenden Bescheid erteilt :

„Die derzeitige Wirtschaftslage läßt es nicht tunlich erschei¬
nen, Löhne, die sich weit über den Lohnsatzdurchschniit der
für den Weltmarkt arbeitenden Industrien erheben, im Wege
staatlichen Zwanges Dritten aufzuerlegen . Der im oben be-
zeichneten Tarifvertrag vereinbarte Lohnsatz von 1,70 Reichs¬
mark liegt zweifellos an der obersten Grenze aller Lohnsätze
des Tarifgebiets . Ich sehe daher aus Bedenken grundsätzlicher
Art davon ab, Ihrem Antrag auf Allgemeinverbindlichkeits¬
erklärung stattzugeben und habe das Verfahren eingestellt."

Dazu schreibt die „Deutsche Tageszeitung " : „Diese Antwort
bestätigt die schon aus dem früheren Verhalten des jetzt am¬
tierenden Reichsarbeitsministers gewonnene Überzeugung, daß
Dr. Stegerwald die Lohnpolitik aus dem starren und gefähr¬
lichen Schematismus des vergangenen Jahrfünfts zu lösen
und auf eine wirtschaftliche Grundlage zurückzuführen sich be¬
müht . Eine der größten — neben vielen anderen — Fehler
der amtlichen Lohnpolitik nach der Stabilisierung hat darin
bestanden, die Höhe der Löhne auf die den Druck des Welt¬
marktwettbewerbes ganz oder zum großen Teil entzogenen
Industrien abzustellen und dadurch diejenigen Gewerbe und
Industrien , die unter dem Konkurrenzkampf des Auslandes
leiden, zu zwingen, sich diesen Löhnen irgendwie anzupassen.

Stegerwald hat , das soll gern anerkannt werden , die Uner¬
träglichkeit dieses Zustandes rechtzeitig erkannt und schon in
früheren Fällen es abgelehnt, Lohnvereinbarungen inland -
bestimmter Jndustriegruppen für verbindlich zu erklären , deren
Lohnsätze weit über denen anderer , im Wettbewerb stehender
Jndustriegruppen lagen . War doch immer wieder die Beob¬
achtung zu machen , daß allein schon die Tatsache unverhältnis¬
mäßig differenzierter Lohnverhältnisse in eine« bestimmten
Bezirk Anreiz und Anlaß gab zu Lohnbewegungen der sich ve-
nachteiligt fühlenden Gruppen , Bewegungen , die den für die
Wirtschaft dringend notwendigen Ruhezustand überhaupt nicht
mebr aufkommen ließen . Der in dem oben wiedergegebrnen
Schreiben mit aller Klarheit niedergelegte Standpunkt de»
Minister » ist daher grundsätzlich zu begrüße«."

Die englische Wahlreformvorlagewurde am Dienstag vom
Unterhaus in zweiter Lesung angenommen .

Letzte Nachrichten .
Die Lvrtviise auf GfettetKMtottd*»

Erklärungen des Reichsfinanzministers
BDZ . B e r l i n , 4. Febr. (Tel.) . Auf der Tagesordnung de»

Steueransschnsses de » Reichstage » standen am
heutigen Mittwoch Anträge zum Mineralwassersteuer¬
gesetz , zur Aufhebung der erhöhten Umsatzsteuer der
Konsumvereine und Warenhäuser , zur Aufhebung der Lohn¬
steuer und schließlich auch noch Anträge , die die Offenlegung
der Steuerliste » wünschen . Daz« gab Rrichsfinanzminister
Dietrich folgende Erklärung ab :

Die Annahme der heute zur Debatte stehenden Anträge wird
zusammen mit anderen vom Reichstag geforderten Ermäßi¬
gungen große Summen kosten, und zwar die Aufhebung der
Mineralwaffersteuer 30 Mill . , die Beschränkung der Gemeinde -

etränkestener auf alkoholische Getränke 30 Mill ., die Aufhe-
ung der erhöhten Umsatzsteuer 27 Mill ., wenn dazu noch die

neulich geforderte Befreiung der pasteurisierten Milch von der
Umsatzsteuer mit 8 Mill . hinzukommt, so vedeuret das einen
Ausfall von insgesamt 05 Mill ., von denen 24,5 Mill . auf da»
Reich und 70,5 Mill . auf Länder und Gemeinden entfalle ».
Dabei sehe ich noch ganz ab von dem kommunistischen Lohn¬
steuerantrag , der viele Hunderte von Millionen Reichsmark
kosten würde . Ich habe Verständnis für die Befreiung der Ka»
taomilch von der Gemeindegetränkesteuer und der pasteurisier¬
ten Milch von der Umsatzsteuer . Aber auch bei der gegenwär¬
tigen ernsten Finanzlage nicht nur im Reich , sondern auch tn
den Gemeinden, muß ich dringend davor warnen , noch in die¬
sem Etatsjahre Steuersenkungen vorzunehmen.

Mit den Stimmen der hinter der Regierung stehende « Par¬
teien wurde daraufhin beschlossen, die Beratung de» Antrages
über die Offenlegung der Stenerliste » bis zur
Borlegung der Denkschrift , dir vor ihrem Abschluß steht,
auszusetzrn und dir Abstimmung über die übrigen Anträge mit
Rücksicht auf die Erklärung des RetchSfinanzministers über di«
gegenwärtige Finanzlage im Reich, Ländern und Gemeinden
zu vertagen .

Nauevttvevtvete* beim « ekhskanzleir
WTB . Berlin , 4. Febr . (Tel.) . Brrtreter der Bauernschaft

wurden heute vom Reichskanzler in Gegenwart deS Reichsmini ,
fters für Ernährung und Landwirtschaft und des Reichsmini-
sterS Treviranus zur Aussprache über die agrarpolitische Lage
empfangen.

Die Vertreter der Bauernschaft wiesen auf die außerordent¬
lich schwierige Lage der bäuerlichen Beredrlungswirtschaft hin,
hervorgerufen durch die Konkurrenz des Auslandes unter
gleichzeitiger Verteuerung der Futtermittelbasis und verschärft
durch das Fehlen leistungsfähiger Absatzorganisationen. Es
wurde eine sofortige Inangriffnahme dieser Probleme durch
reichsgesrtzliche Regelung erbeten. Dem Reichskanzler werden
alsdann Vorschläge betreffend die besondere Berücksichtigung
der bäuerlichen Interessen beim Kartoffelbau und bei der Re¬
gelung der Zuckerwirtschaft unterbreitet .

Der Reichskanzler sagte zu, daß die vorgeschlagenen Wünsche
bei den in Angriff genommenen Gesetzgebungsarbeiten nach
Möglichkeit berücksichtigt werden sollten.

Älkselehttter SchiedSsvemb im sSchstsib-
tbüvinsistbe « rvederettorrMtt

WTB . Greiz, 4 . Febr . (Tel .) . Der Schlichter für Mittel -
deutschland und Sachsen in Leipzig hat im fächsisch- thüriugi -
scheu Webereikonflikt einen Schiedsspruch gefällt dahingehend,
daß die vom Verbände der sächsisch - thüringischen Webereien ge¬
kündigten Tarife vom 31. März 1930 noch bis zum 11 . Februar
1931 in Kraft bleiben, und vom 12. Februar ab die LSHne ein«
Senkung um 6,1 bis 6,4 Proz . erfahren sollten Die Webereien
wollten eine Lohnreduzierung auf den Stand von 1927 herbei¬
führen . Von den Teztilarbeitergewerkschaften wurde der
Schiedsspruch jetzt abgelehnt, die Arbeitgeber nahmen ihn an .
Die Verbindlichkeitserklärung durch den Reichsarbeitsminister
ist beantragt worden. Ein Termin für neue Verhandlungen
steht noch nicht fest. — In Frage kommen etwa 25 000 Arbei-
ter im Verbandsgebiet.

FrauzSftscher Kredit
für die Ardeitslofenfürsorge

WTB . Pari », 4. Febr . (Tel .) Die Regierung hat in der
Kammer einen Gesetzentwurf eingebracht, der die Eröffnung
eines neuen Kredits von IS Millionen Franke« zugunsten de»
Arbeitslosenfonds vorsieht .

« »nkerottverfahren gege« die B««k Oustrir
WTB . Paris » 4. Febr . (Tel .) In seiner gestrigen Sitzung

hat das Handelsgericht die bereits gerichtlich verhängte Li¬
quidierung der Bank Oustrir in die Einleitung des Bankerott¬
verfahren » gegen dieses Unternehmen umgewandelt.

vr . Schnee 60 Jahre alt . Der ehemalige Gouverneur von
Deutsch-Ostafrika, vr . Heinrich Schnee, M. d. R„ begeht am
4 . Februar seinen 60 . Geburtstag . Der Reichspräsident hat
vr . Schnee in seinem persönlichen Schreiben herzliche Glück¬
wünsche übermittelt . ReichSaußenminister vr . Curtius hat in
seinem Glückwunschschreiben die großen Verdienste, die sich
Exz. Schnee als letzter Gouverneur von Deutsch -Ostafrika und
als Vorkämpfer gegen die Kriegsschuldlüge erworben hat, her¬
vorgehoben.

* <$ in « «hulfall
In Ruhrort - Meiderich finden seit einigen Woche, :

Verhandlungen statt, die in wirtschasts- und sozialpoliti -
scher Hinsicht außerordentlich interessant sind und als ein
neuer Beleg dafür bewertet werden können, daß unser
sozialpolitisches System im Interesse der Wirtschaft und
damit im Interesse des Arbeitnehmers selbst revidiert
werden sollte .

Was ist in Ruhrort -Meiderich geschehen ? Die Ver¬
einigten Stahlwerke sind , wie so viele große und kleinere
Firmen , am Ende ihrer Kraft angelangt . Es ist ihnen
unmöglich , den Hüttenbetrieb in Ruhrort -Meiderich auf -
rechtzuerhalten . 7000 Mann würden entlassen werden,
wenn die Firma schließt . Die Stahlwerke haben nun den
Gewerkschaften erklärt, daß sie von diesey 7000 Mann
etwa 4000 behalten , also den Betrieb zur größeren Hälfte
fortführen könnten, wenn man mit einer Mprozeutigen
Lohnkürzung einverstanden sei. Die Stahlwerke haben
darauf hingewiesen , daß sie ihre Gestehungskosten senken
müßten , um wieder Aufträge hereinzubekommen.

Es haben nun Verhandlungen stattgefunden zwischen
der Betriebsleitung und den Gewerkschaften. Die Ge¬
werkschaften gingen von der Ansicht aus , daß eine Zu¬
stimmung zu dem Vorschlag der 20prozentigen Lohnkür-
zung zu einer Durchlöcherung sämtlicher Tarifverträge
und zu einer allgemeine » 20prozentigen Lohnkürzung
führen werde . Der Versicherung, daß derartige Pläne
nicht bestünden , und daß es sich hier um einen Einzel¬
fall handle , haben sie keinen Glauben geschenkt, da neu¬
trale Sachverständige den Standpunkt vertreten hätten,
die gegenwärtige Lage der Eisenindustrie erfordere eine _
allgemeine Reduktion der Löhne um 20 Proz .

So haben sich die Gewerkschaften aller Richtungen ge-
ge« den Vorschlag der Vereinigten Stahlwerke ausge -
sprachen. Es hat dann eine Abstimmung der Betriebs¬
räte stattgefunden . Und sie hatte das immerhin bemer-
kenswerte Resultat , daß der Angestelltenbetriebsrat den
Vorschlag aunahm , während der Arbeiterbetriebsrat ab¬
lehnte . Die Angestellten sind also der Meinung , daß es
immer noch besser ist, 80 Proz . ihres bisherigen Gehalts
zu erhalten , als brotlos zu werden und der Arbeitslosen¬
versicherung anheimzufallen . Die Urabstimmung der Ge-
samtbelegschaft über den Vorschlag wird heute erfolgen .
Es wird damit gerechnet, daß sie negativ ausfällt .

Die Angelegenheit selbst erfordert die größte Aufmerk¬
samkeit aller politisch interessierten Kreise. Daß die
Stillegung der Hütte für den ganzen Bezirk einen schwe¬
ren Schlag bedeutet , und daß dadurch auch Handel, Hand¬
werk und Hausbesitz hart getroffen werden, kann man sich
denken. Es werden keine Steuern gezahlt werden, und
allenthalben wird sich im Verbrauch die Stillegung in
drückender Weise bemerkbar machen . Denn die Arbeits¬
losenversicherung und sonstige Zuschüsse aus den Gewerk¬
schaftskassen können natürlich den Lohnausfall nur bis
zu einem gewissen Teil ersetzen. Es ist zu begreifen, daß
auch von der Stadtverwaltung alle Anstrengungen ge¬
macht werden , um die Stillegung zu vermeiden.

Eines ist sicher — und damit kommen wir zum Haupt¬
punkt der ganzen Angelegenheit — : wenn es keine Arbeits¬
losenversicherung mit ihren gesetzlich garantierten Unter¬
stützungsbeiträgen gäbe, würde es zu keiner Stillegung
der Hütte kommen, weil dann der Vorschlag der Ber¬
einigten Stahlwerke angenommen werden würde. Daß
sich über diesen Vorschlag — so große Entbehrungen er
auch den Betroffenen auferlegen mag —, diskutieren
läßt , zeigt am besten das Verhalten des Angestelltenbe-

. triebsrats , der der 20prozentigen Lohnkürzung zuge¬
stimmt hat , um Schlimmeres zu vermeiden. Das darf
und kann unter keinen Umständen der Sinn und die
Auswirkung einer Arbeitslosenversicherung sein, daß sie
den Arbeitnehmer in seinen Lohukämpfeu stärkt gegen¬
über der Unternehmerschaft, die gesetzlich vorgeschriebene,
von der Allgemeinheit gespeiste Unterstützungskassen im
Falle der eigenen Erwerbslosigkeit nicht zur Verfügung
hat . Und das kann der Sinn einer Arbeitslosenversiche¬
rung nicht sein , daß sie gewissermaßen schon allein durch
ihr Vorhandensein neue Arbeitslofigkrit erzeugt. Wenn
dem doch so ist. dann ist die Reform dieser Arbeitslosen¬
versicherung eines der dringendsten Gebote der Stunde .

Es ist auch die Rede davon, man könne jetzt ja für den
Meidericher Fall auf den Dietrichschen Vorschlag einer
Lohusubvention zurückgreifen. Woher aber die Mittel
nehmen ? Die Reichsversicherungsanstalt für Arbeitslose
hat sie nicht. Und auch hier sollte die Erwägung ab-
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schrecken, daß die Lohnsubvention im vorliegenden Falle
doch nur dazu führen würde , in einem Lohnkonflikt ein¬
seitig für die eine Gruppe Vorteile zu schaffen. Man
sollte die Regelung derartig strittiger Fragen der Wirt¬
schaft selbst überlassen . Wenn die Eisenindustrie im Ruhr¬
gebiet bei den jetzigen Löhnen nicht mehr produzierenkann, dann müssen eben die Betriebe stillgelegt werden,oder die Löhne müssen finken . Es gibt keine Macht aufder Welt, die eine andcrr Entscheidung erzwingen könnte.

Dir Erdbebenkatastrophe
ans Ltenseeland

Mehr als 1000 Todesopfer ?
WTB . Wellington , 4. Febr . <Tel.) Aus den letzten

Meldungen scheint hervorzugehen, daß die Zahl der
Todesopfer bei dem Erdbeben viel größer ist , als
ursprünglich angenommen . Die staatliche» und städtischen
Behörden in Hastings schützten die Zahl der Todesopfer in
dieser Stadt auf mehr als 100 , von denen viele noch unter
den Trümmern liegen. In Rapier , mit welcher Stadt
die Verbindungen noch nicht wiedrrhergestellt worden sind , solldie Zahl der Toten weit über 100 betragen . Flüchtlinge aus
Rapier , die eben hier eingetrofsen find, sprechen sogar von
1000 Todesopfern . Aus der kleinen Stadt Taradale
wird gemeldet, daß dort 30 Personen umgekommen find .

*
Das Erdbeben im nördlichen Teil Neuseelands hat gewal¬tigen Schaden angerichtet. Rapier liegt 320 Km nordöstlich vonWellington und zählt 19 000 Einwohner . Sie ist der Hafenund Hauptort von Havkes-Bucht, North -Jsland und hat ammeisten gelitten . Auch die Stadt Hastings, die einige Meilenvon Rapier entfernt liegt, ist schwer in Mitleidenschaft gezo¬gen worden. Dort haben mehr als 100 Menschen ihr Lebenverloren und hunderte sind verletzt worden. Auf das Erdbebenfolgten einige Flutwellen . Viele Menschen wurden in denStraßen durch die einstürzenden Häuser getötet. Das Erd¬beben hat die ganze Küste verändert . Viele Klippen sind ganzoder teilweise ins Meer gestürzt. Bluff Hill, eine über denHafen von Rapier ragende Höhe , stürzte in die Bucht. Allent¬

halben fanden Erdrutsche statt . In der Stadt brachen großeBrände aus . Wie verlautet , wird ein großer Teil des beidem Erdbeben angerichteten Schadens , von Londoner Ver¬
sicherungsfirmen getragen werden müssen.

Es kommen immer neue Nachrichten aus dem Erdbeben¬gebiet. Es haben sich breite Erdriffe gebildet. Der Meeres¬boden im Hafen von Rapier hat sich um 6 Meter gehoben .Infolgedessen sind sogar kleinere Fahrzeuge nicht mehr im¬stande, in den inneren Hafen einzulaufen . Die Erdbeben-
anfzeichnungen in Wellington zeigen, daß das auf den Haupt¬stoß folgende Beben volle fünf Stunden andauerte . Das Zen¬trum des Bebens lag wahrscheinlich östlich von Rapier , wo
sich das Ozeanbett gehoben haben dürfte . In Rapier ist eskaum möglich , auf den Straßen vorwärts zu kommen . DieStraße von Hastings nach Rapier ist an einigen Stellen voll¬
ständig versunken. Die Marinepromenade bildet eine ein¬zige Straße zusammengebrochener Häuser . Überall trifftman obdachlose Familien . Alle Bankgebäude in Rapier sindeingestürzt , das ganze Geschäftsviertel ist eingeäschert. Dasneue Städt . Theater ist ausgebrannt , ebenso die noch nichtfertiggestellte St . Paulskirche . Die Kathedrale ist unwieder -
herstellbar beschädigt . Die Müsse stauen sich. Das großeBassin im Hafen von Rapier ist jetzt trockenes Land und längsder Wege ziehen sich Spalten in einer Länge bis zu 20 Me¬ter hin.

Hilfsmaßnahmen
WTB . Wellington , 4. Febr . (Tel . ) Eine polizeiliche Ver¬

ordnung verbietet allen Unbefugten und mit keinen beson¬deren Erlaubnisscheinen versehenen Personen , weiter alsDannevirke (eine Station der Eisenbahn Wellington—Rapier )
zu reisen, damit das Rettungswerk nicht durch Neugierigebehindert wird . Die Hilfsaktion ist in vollem Gange . Der
Generalgouverneur von Neuseeland stiftete 100 Pfund Ster¬
ling , das Publikum beteiligt sich in großherziger Weise an der
Sammlung der nötigen Beträge . In Palmerston (ungefährhalbwegs zwischen Rapier und Wellington ) find Vorbereitun¬
gen zur Aufnahme von 5000 Flüchtlingen gemacht worden.

*
WTB . Wellington , 4 . Febr . (Tel .) Der Waiwakei schleu¬dert infolge des Erdbebens mehrere Male am Tage Waffer-fäulen von 10 Meter Höhe hinaus .

kleine Gbeottif
Das Flugboot „Do X", das am Mittwoch von den Cana -

rischen nach den Kapverdischen Inseln weiterfliegen wollte,wurde beim Start durch zwei heftige Sturzwellen beschädigt .Die Havarie sei — wie gemeldet wird — übrigens unbedeu¬tend . Da aber zu ihrer Ausbefferung Ersatzstücke aus Fried¬richshafen benötigt würden , sei der Wiederaufstieg zum Wei¬
terflug nach Südamerika um zwei Wochen verschoben worden.

Montag abend gegen 6 Uhr wurde in der Umgegend vonHof (Bayern ) ein erheblicher Erdstoß in südnördlicher Rich-
tung verspürt , besonders heftig in Gumpersreuth , wo er als
explosionsartiger Knall wahrgenommen wurde.

Ministerialdirektor Spiecker, der frühere Reichspressechef ,der jetzt im Reichsinnenministerium tätig ist, ist in Berlin -
Dahlem mit seinem Auto verunglückt. Sein Wagen stießmit einer Droschke zusammen und wurde gegen einen Later¬
nenpfahl geschleudert. Spiecker und seine Gattin wurden
durch Glassplitter verletzt .

Gegen Berliner Kriminalbeamte wurde ein Strafverfahrenwegen passiver Bestechung eingeleitet. Es handelt sich um
zwei Kriminalbeamte , die sich unbefugt auf den Rennbahnenzu schaffen gemacht haben.

An einem Bahnübergang bei Salt Lake City (Utah) stießein Personenzng mit einem mit Dynamit beladenen Lastautozusammen. Es erfolgte eine furchtbare Explosion. Das Last¬auto
^ wurde vollständig zerrissen und die Lokomotive schwerbeschädigt . Der Führer des Autos und sein Begleiter sowieder Lokomotivführer wurden getötet, der Heizer schwer ver¬brüht .

Auf dem Teleki-Platz in Budapest, an dem sich viele Trödler -läden befinden, explodierte eine Granate . Durch die Explosionwurden vier Personen getötet und zwölf verletzt, davon einigeschwer. In Budapest wird gegenwärtig eine Reinigungs¬aktion durchgeführt, und die Trödler hatten das aus Kellernund Dachböden zusammengetragene Gerümpel aufgekauft unddie Sachen vor ihren Läden aufgchäuft . In einem dieserHaufen befand sich eine Granate .

Oev LViedevrttsa mtrreuivtti
des Reichstags

Die gestrige Dienstagsihung
Die erste Reichstägssitzung im neuen Jahre an, Diensiäghatte keine großen politischen Fragen zu erledigen. Rach demvon allen Abgeordneten stehend angehörten Nachruf des Prä¬sidenten Löbr auf die in der Winterpause verstorbenen Abge¬ordneten Herold, David und Hofmann -Kaiserslautern wurdeohne Aussprache der deutsch -türkische Auslieferungsvertragdem Rechtsausschuß überwiese» .An den Sozialpolitischen Ausschuß ging der Einspruch des

Reichsrats gegen die in der Sache schon erledigten neuen La-
denschlußbrstimmungen für den Weihnachtsheiligabend 1930.Ohne große Debatte wurden auch die Berichte des Reichs¬haltsausschusses über die Denkschriften des Rechnungshofes zuden Haushaltsrechuungen für 1925 , 1920 und 1929 genehmigt.Ein nationalsozialistischer Antrag , der nähere Auskunft überdie Verteilung der für den Republikschutz und die Verfassungs-feier bestimmten Etatsniittel verlangte , wurde 'gegen die Rechteabgelehnt.

Die Vorlage über die Entschädigung der gewerbsmäßigenStellenvermittler wurde nach kurzer Aussprache dem Sozial¬politischen Ausschuß überwiesen. Rach dieser Vorlage sollennur die Vermittler für Artisten , Bühnenangehörige , Chor-,Tanzpersonal und Musiker eine Barentschädigung erhalten ,während für die übrigen Stellenvermittler die Entschädigungdadurch abgelöst wird, daß sie ihren Betrieb bis zum 30 . Juni1933 fortführen können .
Gegen die Stinimen der Nationalsozialisten , der Deutsch¬nationalen und der Kommunisten wurde der Einspruch zurück¬gewiesen, den die Nationalsozialisten Kasche und Or. Goebbelsgegen die Ordnungsmaßnahnirn erhoben hatten , die vom Prä¬sidenten in einer früheren Sitzung gegen sie durchgeführt wor¬den waren .
Schließlich wurde nach kurzer Aussprache und unter Ableh¬nung von deutschnationalen und nationalsozialistischen Ände¬

rungsanträgen in zweiter und dritter Beratung der Gesetzent¬wurf angenommen , der die Erstattung von Kriegswohlfahrts¬ausgaben an die Länder und Gemeinden regelt.Die heutige Mittwochsitzung soll um 3 Uhr nachmittags be¬ginnen . Auf ihrer Tagesordnung stehen kleinere Vorlagenund Anträge .

Me Reform dev Geschäftsordnungdes ReichStasS
Einigung über gemeinsame Anträge

Die Verhandlungen der Reichstagsparteien über eine Ver¬schärfung der Geschäftsordnung sind am Dienstagabend ineiner neuen Besprechung unter dem Vorsitz des Reichstags¬präsidenten Löbe zum Abschluß gebracht worden. Alle Reichs¬tagsfraktionen , mit Ausnahme der Nationalsozialisten , der
Deutschnationalen und der Kommunisten werden als Ergeb¬nis dieser Verhandlungen schon am heutigen Mittwoch An¬träge einbringen , die den gestern bereits skizzierten Inhalthaben. Außer den bereits mitgeteilten Abänderungen ver¬
schiedener Paragraphen der Geschäftsordnung ist auch eine
Änderung des Redakteurgesetzes vereinbart worden, die ver¬hindern soll, daß Parlamentarier noch als verantwortlicheRedakteure zeichnen und sich hinter ihre Immunität versteckenkönnen. Ferner ist beschlossen worden, Anträge zur Geneh-
migung von Strafverfolgungen künftig grundsätzlich zu ge¬nehmigen. In allen vorliegenden Fällen soll mit einem
Schlage die Aufhebung der Immunität beschlossen werden.

ckruvze «arbvttbten
Der württembergische Finanzminister zur Frage einesGroß -Württemberg . Der württembergische FinanzministerDehlinger befaßte sich in Calw in einer Versammlung des

Landwirtschaftlichen Bezirksvereins mit der Frage der Schaf¬fung eines Staates Groß -Württemberg . Er erklärte , die vonbadischer Seite stammenden Vorschläge der Vereinigung vonBaden und Württemberg in einen Staat Groß -Württembergseien aus wirtschaftlichen, politischen und verwaltungstech¬nischen Gründen abzulehnen , weil sie eine viel zu große Be¬lastung für Württemberg bringen würden .
Der Bischof von Aachen . Der Papst hat den Domprobstvon Köln, Or. Joseph Bogt, zum Bischof von Aachen ernannt .Die Ernennung erfolgte gemäß dem Konkordat nach derWahl von seiten des Domkapitels von Aachen von drei vomHl . Stuhl vorgeschlagenen Kandidaten .
Ein Mitglied der Labour - Party reist nach Berlin . Rach einerNotiz des „Daily Herald " ist der Abg . Major a . D . Church ,der der Arbeiterpartei angehört , von London nach Berlin ab¬

gereist. „Daily Herald " zusolge, ist es Churchs Absicht, inBerlin mit maßgebenden Persönlichkeiten in Fühlung zu tre¬ten — das Blatt nennt die Namen Reichskanzler Or. Brüningund Reichsminister Treviranus . Als Thema der Unterhal¬tungen , die er herbeizuführen gedenkt , wird von dem Organder Arbeiterpartei der Komplex der Kriegsschuldenfragen ge¬nannt .
William Kiffam Banderbildt , der Chef der amerikanischenMilliardärsfamilie , ist auf seiner Dacht „Ara " in Kiel ein¬

getroffen. Er läßt sich dort auf der Germania -Werft eineneue Dampfyacht bauen , die den Namen „Alpha" trägt unddie das luxuriöseste Boot sein wird , das je die Meere befah¬ren hat . Er will sie in Kiel abnehmen, um auf ihr die Reisenach dem Mittelmeer anzutreten .
Der Llkönig Sir Henry Dcterding , der Berlin nach kurzemBesuch wieder verlassen hat, hat auch die Museen einer ein-

gehenden Besichtigung unterzogen . Besonders interessierte ihndie neue Mufeumsanlage des Pergamon -Museums und der
Wiederaufbau des Markttors von Milet . Um seiner Dank¬barkeit Ausdruck zu geben, überwies er Geheimrat Wieganddie Summe von 10 000 JIH für die Zwecke der Förderung des
Museums .

Die Verlobung des Prinzen Lennart
Der Marschall des Königreichs Schweden veröffentlichtin Stockholm eine Mitteilung , wonach der König der Ansichtist. daß er unmöglich seine Zustimmung zur Ehe des Prin¬zen Lennart mit einer bürgerlichen Dame geben könne . Rach

Bestimmungen der Regiernngsordnung und der Nachfolgeord¬nung dürfe ein Prinz des Kgl. Hauses ohne Wiffen und Zu¬stimmung des Königs nicht heiraten . Prinz Lennart habeseine Absicht, zu heiraten , bekanntgegeben, ohne vorher die
Zustimmung des Königs einzuholen. Wie von anderer Seiteverlautet , ist Prinz Lennart bereit , alle Konsequenzen aus
seiner Heirat mit Frl . Karin Rißwand zu tragen . Der Zeit¬punkt der Hochzeit ist noch nicht festgesetzt . Prinz Lennarterklärt , er beabsichtige , seine landwirtschaftlichen Studien zuEnde zu führen und sich in ungefähr einem Jahre mit Frl .Nihvand trauen zu lassen. Er werde sich dann auf der InselMainau im Bodensee als Landwirt niederlassen. Seine Ver¬lobte treibe gegenwärtig deutsche Sprachstudien , um sich aufihr künftiges Leben vorzubereiten .

Der Antrag des Staatsanwalts im
Tansenbprozetz

WTB . München» 4 . Febr . (Tel . ) Im Tausend - Prozeß bt4gann heute Staatsanwalt Or. Schäfer mit seinem Plaidoyer .Bis heute sei es noch niemand gelungen , Gold künstlich hex.zustellen. Obwohl die technischen Kenntnisse des Angeklagtendie eines Laien nicht überstiegen, habe er sich an unlösbar ,Probleme herangemacht. Alle seine Erfindungen seien beider wiffenschaftlichen Nachprüfung als unbrauchbar befundenworden . Daß Tausend an seine Erfindung selbst nicht ge¬glaubt habe, gehe daraus hervor, daß er mit unredlichenMitteln gearbeitet habe. Nach dem Gutachten der Sachver-ständigen sei das erzielte Gold zweifellos hinzugesetzt worden.Der Staatsanwalt beantragte wegen des fortgesetzten Ver¬brechens des Betruges zum Schaden der Mitglieder der Ge¬sellschaft 164 und des Studienvereins insgesamt eine Ge¬fängnisstrafe von 8 Jahren , abzüglich einer Untersuchungs¬haft von einem Jahr 6 Monaten . Wegen der Niedrigkeit derim Falle Meinhold bewiesenen Gesinnung verlangte derStaatsanwalt für den Angeklagten 5 Jahre Ehrverlust .
Die Todesurteile gegen die Verschwörer von Menemen wur -den in Angora gegen 28 Angeklagte bestätigt . Nur in vierFällen wurden die Todesstrafen in Gefängnis umgewandelt.Die Todesstrafen sind vollstreckt worden.

BaicMscäfcier T <el3
Dke Sieuevdebatte im Landtag

(15. Sitzung .)
DZ . Karlsruhe , 3. Februar 1931.

In der Nachmittagssitzung berichtet Abg . Or. Mattrs(D . Vp .) über weitere Anträge zur Steuerfrage .Das Notgesetz über
die Bürgersteuer

soll genehmigt werden. Die Regierung soll dahin wirken, daßdie angekündigte Vorlage einer
Neuregelung des Finanzausgleichs

zwischen Reich , Ländern und Gemeinden tunlichst beschleunigt¬wird, und dieser Ausgleich Rücksicht nimmt auf die Lebens» )intereffen und die großen kulturellen Aufgaben des Grenz » !landes Baden und auf die durch die gewaltigen Fürsorgelastenin eine schwierige Lage geratenen Gemeinden .
Abg . von Au (Wirtschaftsp.) erstattet Bericht über den na¬

tionalsozialistischen Antrag betr . Entwurf eines Gesetzes über
AufsichtsratSsteuer und Dividendensteuer. Der Antrag deS
Haushaltsausschusses geht dahin , den genannten Antrag durch'
Einbringung eines gleichlautenden Antrages im Reichstag für '
erledigt zu erklären .

Abg . Dürr (Soz . ) begründet eine Förmliche Anfrage wegenKontingentierung der Tabatsteucrzeichrn.
Abg . von Au (Wirtschafsp. ) erhält dann das Wort zurBegründung seines Antrages , die Regierung solle bei der

Reichsregierung dahin wirken, daß
die Gebäudesondersteuer

aufgehoben wird . Er verkennt nicht , daß diese Steuer im Au¬
genblick nicht beseitigt werden kann. Viel wäre aber erreicht,wenn sich der Landtag auf den Boden stellen wollte, daß diei
Gebäudesondersteuer ein Unrecht gegenüber dem Mittelstandund Hausbesitz darstelle. Rührt man sich nicht , so werde mannie von der Steuer loskommen. Sie sei das größte wirtschaft¬liche Unglück nach der Inflation gewesen , weil sie sich als das
bequemste Mittel erwiesen hätte , um Ausgaben ohne Kon¬trolle machen zu können. Der Antrag Or. Waeldin , Teile des
Aufkommens für die Pflege des Altwohnungsbaues zu ver- .wenden, sei berechtigt. Der Redner wendet sich gegen die Ver¬
edelung der Gebäudesondersteuer und insbesondere gegen den
8 7a .

Ministerialrat Or. Kirchgäßner teilt in Beantwortung der
sozialdemokratischen Förmlichen Anfrage zur Tabaksteuer mit ,daß der Reichsfinanzminister am Normalbedarf für Dezember1930 grundsätzlich festhält, aber in einer Anweisung an die
Landesfinanzämter verfügt hat , den Bedürfnissen im Einzel¬falle, namentlich soweit kleine Betriebe in Frage kommen, 'weitgehend Rechnung zu tragen .

Abg . Or. Föhr (Zentr .) leitet seine Rede mit Dankeswortenan den Berichterstatter Eggler für seine mühevolle Arbeit ein. :Er gibt der Hoffnung Ausdruck , daß die Vorschläge der Spar - >(ommiffion zu verantwortungsbewußten Entschlüssen im Hauseführen werden, und eine Schädigung der Lebensinteresseft un -
ferer Bevölkerung vermieden wird. Durch den 8 7 a sei in derTat eine gewiffe Unruhe im Lande entstanden , weil dieser Be¬
stimmung da und dort eine vom Gesetzgeber ungewollte Aus¬
legung gegeben worden sei. In einer Polemik gegen den Abg .von Au stellt Abg . Or. Föhr fest, daß die Gebändefonderstenereine Jnflationsgewinnsteuer sei, die auf der Friedensmietevon 1914 aufgebaut sein müfse . Die Frage , ob wir auf die
Einnahmen aus dem ominösen 8 7a verzichten können, werdeman erst entscheiden können, wenn die Vorschläge der Spar -
kommission vorliegen . Vorerst habe man keinen Ersatz dafür .Daß eine Jnflationsgewinnsteuer nicht in alle Ewigkeit er¬
hoben werden kann, sei ohne weiteres klar. Meinungsverschie¬
denheiten beständen nur hinsichtlich des Zeitpunktes ihrer Au¬
ßerkraftsetzung. Es sei zu bedauern , daß uns die Notverord - '
nung vom 1 . Dezember die Möglichkeit genommen hat, die
erste Etappe des Abbaues vorzunehmen . Dem im Antrag Or.'Waeldin enthaltenen Gedanken betr . Erhaltung und Umbauvon Altwohnungen könne man durchaus beipflichten.

Das Steuervereinheitlichungsgesetz,
wie es in die Notverordnung ausgenommen wurde, sei leider
kein Rahmengesetz mehr ; würde es in dieser Fassung bestehenbleiben , so hätte das Land Bade« keinen Einfluß auf die
Realsteuergesetzgebung mehr. Für uns würde durch Wegfallder sozialen Staffelung eine bedenkliche Verschiebung der
Lasten eintreten . Hier heiße es behutsam Vorgehen , um nichtweitere Unruhe in die Bevölkerung hineinzutragen . Die re-
gionalen wirtschaftlichen Verhältnisse müßten berücksichtigtund die Kompetenzen den Ländern belaffen werden. Die Not¬
verordnung vom 1. Dezember bedürfe wegen ihrer wirtschaft¬
lichen Auswirkungen dringend der Remedur .Der Redner hofft zum Schluß , daß die durch die Tabak-
steurrrrhöhung in Baden verursachten wirtschaftlichen Er¬
schütterungen nur vorübergehend sein werden . Den Tabak-
sabrikanten Entschädigung, den Angestellten und Arbeiternaber Unterstützung zu geben , eine derartige Klassifizierunglehne das Zentrum ab.

Reform der Geschäftsordnung
Präsident Duffner teilt mit, daß ein Antrag Or. Baum¬

gartner (Zentr )—Maier (Soz .)—Or. Mattes (D . Vp.) einge¬
gangen sei, dahingehend:

Das Finanzgesetz für 1930/31 erhält folgenden Zusatz zuArtikel III :
Erhöhung von Ausgabenposten und Minderung von

Einnahmeposten find nur zuläsfig bei Deckung der ent¬
stehenden Ausfälle .

I »



■venia liegt ein von Zentrum , Sozialdemokraten , Staats -
»«rttt , Deutsche Volkspartei. Wirtschafts- und Bauernpartei
Unterzeichneter Antrag vor. wonach der Präsident von sich
aus berechtigt sein soll, in der Form zur Behandlung unge¬
eigneter Anfragen und Anträge von sich aus zurückzuweisen,
dagegen soll Berufung an den Vertrauensmännerausschutz
möglich sein .

In der Steuerdebatte nimmt weiter Abg . Hi. Schmitthru -
uer das Wort . Das Zentrum habe im Reichstag mit ganzer
Wucht der Notverordnung zugestimmt. Es habe keinen Zweck
im Landtage lange finanzpolitische Reden zu halten . Dazu
sei der Platz im Reichstage. Der Redner macht dann Ausfüb -
rungen zur Begründung der deutschnationalen Anträge betr.
Abstriche am Etat des Landes und dementsprechende Sen¬
kung der Landessteuern , sowie betr . Zahlung der Steuern
durch landwirtschaftliche Produkte und betr . Billigkeitsmah -
nahmen auf dem Gebiete der Reichssteuern. Die Gebäude¬
sondersteuer sei ungerecht und darum zu bekämpfen.

Nach 7 Uhr wird die Weiterberatung aus Mittwoch, vorm.
9 Uhr . vertagt .

*
(16. Sitzung .)

DZ . Karlsruhe , 4. Februar .
Nach Bekanntgabe der Eingänge und Verlesung einer Mit -

teilung des Ministers des Kultus und Unterrichts zur Förm¬
lichen Anfrage des Evang . Volksdienstes, betr. Besetzung der
Direktoren- und Lehrerstellen an höheren Lehranstalten , wird

die große Stenerdrbatte
fortgesetzt.

Zunächst ergreift
Finanzminister Dr . Schmitt

das Wort, um die Stellungnahme der Regierung darzulegen .
(Wir berichten über die Rede noch ausführlich .) Er führte u . a.
aus :

Die Gebäudesondersteuer ist eine Ausnahmesteuer . Nie¬
mand hat Freude an ihr . Jeder Finanzminister ist in Sorge ,
seinen Etat auf einer Steuer aufzubauen , die einmal ein Ende
nehmen mutz . Der Minister verweist dann auf die Notwen¬
digkeit, zu unterscheiden zwischen Grundsatz und Politik des
Möglichen . Die Wirklichkeit können wir nicht beseitigen. Das
Ideal wäre, wenn Reichs - und Landesfinanzen aufgebaut wer¬
den könnten auf der Einkommen- und Vermögensteuer und
die Gemeinden das Zuschlagsrecht erhalten würden . Es ist
aus finanziellen Gründen nicht möglich , den 8 7a aufzuheben ,
ehe feststeht , wie hoch der Ausfall ist und wie gespart werden
kann .

Der Minister äußert seine Freude über den von der Lp -
position mitunterzeichneten Zusatzantrag zum Finanzgesetz.
Er wünscht in der Selbstbeschränkung des Parlaments noch
weiterzugehen dadurch , datz der Landtagspräsident einen An¬
trag nicht in Behandlung nehmen darf , wenn nicht die Dek -
kungsfrage geregelt ist. Von der erhöhten Steuer nach § 7a
wurde nur ein Teil der Gebäudesondersteuerpflichtigen betrof¬
fen. Niemand in Baden zahle mehr als 36 Prozent der Frie¬
densmiete.

Der Minister macht längere Ausführungen über diesen Be¬
griff und über die Fehlerquellen , die da und dort zu einer
unrichtigen Auslegung der Verordnung geführt haben . Die
Karlsruher Rechtfertigungsschrift bezeichnet er als objektiv
falsch . Nicht nur für die wirtschaftlich Schwachen, sondern füralle, die unter den 8 7a fallen , wird ein Erlaß hinausgehen ,
demzufolge eine angemeffene Stundung eintreten soll. Zunächst
soll nur ein Drittel , der Rest innerhalb sechs Monaten bezahltwerden. Ein weiterer Runderlaß wird die Nachprüfung der
Beranlagungsgrnndlagen für die erhöhte Gebäudesondersteuervon Amts wegen anordnen .

Nächster Redner ist der Kommunist Lechleiter. Er sprichtvon „verlogener Heuchelei " des Zentrums und erhält einen
Ordnungsruf . Die Gebäudesondersteuer belaste nur die brei¬
ten Massen. Sie müsse schnellstens abgeschafft werden. Der
Redner wird vom Präsidenten Duffner wegen abfälliger
Äußerungen über die badische Gesandtschaft nachträglich ein
zweites Mal zur Ordnung gerufen .

Finanzminister Or. Schmitt tritt der Behauptung des Vor¬
redners entgegen, als ob das Land Baden für Notstands¬arbeiten nicht viel oder nicht so viel getan habe, wie die benach¬barten Länder .

Danach spricht für die Nationalsozialisten der Abg . Köhler.Er geht mit dem Abg . Or. Föhr in Vielem einig, hält ihm aber
entgegen, datz das Zentrum die volle Verantwortung für die
Notverordnung trage . Die Nationalsozialisten seien gegen jede
Beschneidung der Rechte der Länder und stimmten einem da¬
hingehenden Antrag der Zentrumsfraktion zu . Der Redner
wendet sich dann dem eigenen Antrag auf Einführung einer
Aufsichtsrats- und Dividendensteuer zu und setzt sich für den
Abbau der Gebäudesondersteuer ein.

Abg . vr . Mattes (D . Vp .) führt aus , die Verpflichtung überdie Höhe der Gebäudesondersteuer habe der Finanzausgleichvom 10. August 1926 gebracht , an dem auch die Deutschnatio¬nalen und die Wirtschaftspartei mitschuldig seien. Die Ge¬
bäudesondersteuer sei auf die Dauer nicht haltbar ; doch hängeihr Ende von der Entwicklung ab. Man sollte eher die Son¬
dersteuer selbst senken , als frei werdende Mittel zur Real¬
steuersenkung zu verwenden. Der Abg . Or. Föhr müßte uns dieGründe mitteilen , warum das Reichszentrum seinem Stand¬
punkt nicht gefolgt ist. (Zurufe im Zentrum . ) Die Verwen¬
dung von Gebäudesondersteuermitteln für Reparaturen bergeGefahren für die Neubautätigkeit in sich. Er , der Redner ,lehne das Steuervereinheitlichungsgesetz gleichfalls ab, undzwar deshalb, weil die Zeit dazu noch nicht reif sei . Grund¬
sätzlich stehe er auf dem Boden möglich gleicher steuerlicherVerhältnisse in Deutschland bei gleichem Steuertarif . Gegendie vom Zentrum gewünschten Erhebungen über die Bela¬
stungsverschiebung sei nichts einzuwenden . Im Interesse der
genauen Abwägung aller Interessen hält der Redner die Hin¬ausschiebung des Inkrafttretens des Steuervereinheitlichungs¬gesetzes für erforderlich. Soweit die Politik seiner Freundedarauf hinausgehe , die Länderüberweisungen zu kürzen, seier damit einverstanden. Der Redner bittet zum Schluß , di«Arbeiten der Sparkommission energisch zu fördern , so daß dem
Landtag bald das Gutachten vorgelegt werden kann. Davon
hänge die finanzwirtschaftliche Zukunft des Landes ab . Mögenwir dann eine mutige Regierung und einen mutigen Landtagvorfinden!

Nach kurzen Bemerkungen des Finanzminifters wird die
Weiterberatung auf Donnerstag vormittag 9 Uhr vertagt . —Cs sind noch 6 Redner gemeldet.

Schluß gegen 1 Uhr.
Heute nachmittag finden Ausschußsitzungen statt .

ch
Reue Eingänge

Die badische Regierung hat dem Landtag einen Gesetzent»ü»«rf über die Feldbereinigung und eine Denkschrift über dieLage der Privateisenbahnen in Baden zugehen laffen.

Äirrn 6€. OebmriSiase
Das badische StaatSminifterin « hat am Grabe Friedrich

Eberts , der am 4 . Februar 1871, also vor 60 Jahren , in Hei¬
delberg geboren wurde, durch Landrat vr . Kiefer von Heidel-
berg

' einen Kranz mit einer Schleife in den badischen Farben
niederlegen lassen .

Ebenso legten Kränze nieder, der Präsident des Landes¬
finanzamts Karlsruhe , Stamer , im Auftrag der Reichsregie¬
rung , und Oberbürgermeister vr . Rrinhans namens der Stadt
Heidelberg.

IMuMev Remmele und dev Satt Dehn
Unterrichtsminister Or. Remmrle hat an Pfarrer Dehn fol¬

gendes Schreiben gerichtet :
„Sehr geehrter Herr Pfarrer ! Der Eingang Ihres Tele¬

gramms vom Morgen des 28. Januar d. I ., mit dem Sie
den Ruf auf den Lehrstuhl für praktische Theologie an der
Universität Heidelberg ablehnen, wird hiermit bestätigt. Ich
gebe meinem lebhaften Bedauern Ausdruck , daß durch den
Gang der Verhandlungen in Heidelberg Sie sich veranlaßt
sahen, von Ihrer Berufung zurückzutreten.Die Theologische Fakultät - und der engere Senat der Uni¬
versität Heidelberg haben zwar, was mir erst nach Eingang
Ihres Telegramms bekannt wurde, ein Votum gegen Sie ab¬
gegeben : damit war aber eine Entscheidung meinerseits nicht
herbeigeführt . Ich war bis gestern noch gar nicht in der Lage,
zu den gegen Sie erhobenen Anschuldigungen und zu dem
Votum der Fakultät und des engeren Senats Stellung zu neh¬men . Bei dem mir jetzt bekanntgegebencn Sachverhalt hätte
ich eine Berständigung für möglich gehalten.

Es ist mir ein Bedürfnis , Sie , Herr Pfarrer , über diesemeine Stellungnahme zu unterrichten.
Mit vorzüglicher Hochachtung

ergebenst
R e m m e l e."

Aus dev badische« Lndustvle
Kündigung des Lohnabkommens im Kehler Wirtschafts¬gebiet. Der Arbeitgeberverbe-nd für den Bezirk Kehl hat das

für das Kehler Wirtschaftsgebiet geltende Lohnabkommen zum31 . Januar gekündigt. Der Vertreter der Arbeitgeber ver¬
langte in den ergebnislos verlaufenen Verhandlungen einen
Lohnabbau von 12 Proz . Die Hafenarbeiter , Kranenführerund Handwerker haben in einer Versammlung nach stür¬
mischen Verhandlungen eine Entschließung angenommen , in
der der verlangte Lohnabbau aufs allerschärfste zurückgewie¬
sen wird.

Der Oberbadische Textilarbeiterverband im Jahre 1930.Der Geschäftsbericht des Oberbadischen Textilarbeiterverban¬des bringt zum Ausdruck , datz das abgelaufene Jahr außer¬
ordentlich schwer gewesen ist. Die Wirtschaftskrise habe sichin den meisten Betrieben des badischen Oberlandes für die
Arbeiterschaft sehr nachteilig ausgewirkt . Hunderte von Ver¬
bandsmitgliedern seien seit Monaten arbeitslos , während viele
Hunderte seit Jahresfrist und mehr verkürzt arbeiten müssen.

Aus der Textilindustrie . Die für Dienstag angesetzten Ver¬
handlungen in Freiburg der 8er- Kommission , bestehend ausden Vertretern der oberbadischen Textilindustrie und der ober¬
badischen Arbeiterverbände, mußten auf Freitag , den 6. Fe¬bruar , verschoben werden.

Im Lohnstreit der südwestdeutschen Bürstcnindustrie (Ba¬den, Württemberg , Hessen und die Pfalz ) wurde am Dienstagvom Schlichtungsausschuß Freiburg ein einstimmiger Schieds¬
spruch gefällt , der die Ecklöhne um 4 fftftf ermäßigt . Die Par¬teien , haben den Spruch angenommen. Die Lohnsenkung be¬
trägt etwa 6 Proz .

-n n »» » » « « *» ememoeettttofi• Uli !I
Die Stadt Freiburg und Dr. Hackelsberger
In einer längeren Erklärung legt die StadtverwaltungFreiburg nochmals ihren Standpunkt zu der Rede Or. Hackels¬

berger dar . Die Ausführungen in dem angezogenen Presse¬bericht seien eine schwere Ehrenkränkung gegen die Verwal¬
tung der Stadt Freiburg , der Stadtrat habe deswegen be¬
schlossen, gegen den verantwortlichen Redakteur der Zeitungund den Versammlungsredner Or. Hackelsberger Privatklage
wegen Beleidigung des Stadtrats Freiburg zu erheben. In¬wieweit der Berichterstatter mit seinen Ausführungen sichmit den tatsächlichen Ausführungen Or. Hackelsbergers nichtin Übereinstimmung befindet, könne die Stadtverwaltung nicht
feststellen . Auch dies werde das eingeleitete gerichtliche Ver¬
fahren ergeben. Die neuerlichen Ausführungen Or. Hackels¬bergers über den Freiburger Milchhof seien unzutreffend .Die gesamten Personalaufwendungen im letzten Rechnungs¬jahr seines Bestehens betrugen bei einem Gesamtjahresumsatzvon 3,3 Millionen Reichsmark für zwei Geschäftsführer 17 232
Reichsmark, für elf Angestellte 26 562 Jtil ' und für 30 Mol¬kereiarbeiter 84 551 Kst , also für Leitung, Angestellte undArbeiter zusammen 128 845 Jtn = 3,9 Proz . des Gesamt¬umsatzes.

Bürgermeisterwahlen . In Hundheim (Amt Wertheim ) istdie Bürgermeisterwahl wiederum ergebnislos verlaufen . —
In Unterschüpf (Amt Tauberbischofsheim) wurde der seit 27
Jahren amtierende Bürgermeister Weigand erneut zum Orts¬
oberhaupt gewählt. — In Weiler (Amt Konstanz wurde mit101 von 120 abgegebenenStimmen Landwirt und GemeinderatAlois Reidhart zum Bürgermeister gewählt.

Im Gemeinderat Eberbach berichtete der Bürgermeisterüber die auf Grund der Notverordnung vom 1. Dezember1930 erfolgte Kürzung der Gehälter des Bürgermeisters , derGemeindebeamten, _ Gemeindeangestellten und Ruhegehalts¬empfänger . sowie über die auf Grund eines Schiedssprucheserfolgte Kürzung der Löhne der städtischen Tarifarbeiter . Bondem Gesuch der Neckarbaudirektion in Stuttgart um wasser¬polizeiliche Genehmigung zur Errichtung der Staustufe Hirsch¬horn wurde Kenntnis genommen. Der Gemeinderat billigtedie in fürsorglicher Weise erhobene Einsprache, welche die
nachteiligen Einwirkungen der Neckarkanalisierung auf das
städtische Kanalisationsnetz und die Beeinträchtigung der na¬türlichen Badeplatze am Neckar zum Gegenstand hatte . Essoll versucht werden, im Verhandlungswege eine Einigung mitder Reckarbauverwaltung herbeizuführen. Der Bürgermeisterberichtete ferner über die als Notstandsarbeit für Wohlfahrts¬erwerbslose durchgesührte Abhebung des Mutterbodens beidem zu errichtenden Kraftwerk der Staustufe Rockenau undbilligte die getroffenen Abmachungen.

Neue Feuermelveanl « , « in Siu,e « . In den nächsten Ta¬
gen wird die neue Feuermeldeanlage von Singen in Betrieb
genommen. Die Anlage ist als kombinierte Anlage ausge¬führt , wobei neben der eigentlichen Feuermeldung auch die
Meldung von Unfällen und die Alarmierung der Polizei bzw .der Sanitätsmannschaft ermöglicht wird. Die Gesamtanlag«
ist in drei Ringleitungen ausgeführt . Zwei davon dienen
gleichzeitig der Feuermeldung und der Alarmierung . Diedritte Schleife dient lediglich zur Alarmierung der Fahrzeug¬führer . Insgesamt siird 34 öffentliche Feuermelder aufgestellt.Zur Alarmierung der Feuerwehrmannschaften sind 44 Wechsel¬
stromalarmwecker in deren Wohnungen angebracht. 1t

Llus dev Landeshauptstadt
Rudolf Preuß +. In der Nacht auf Dienstag starb nach

kurzem Kranksein an Grippe der langjährige Redakteur
am „Badischen Beobachter" Rudolf Preuß , der seit anderthalbJahren hier im Ruhestand lebte. Er war 1858 als Sohn emes
Lehrers auf dem hohen Schwarzwald geboren. Er studiertein Freiburg Rechtswissenschaft und wandte sich dann der Jour¬
nalistik zu» die ihn in die Redaktion verschiedener badischerBlätter führte . So war er an dem von Stadtpfarrer und
Landtagsabgeordneten Förderer in Lahr gegründeten „Lahrer
Anzeiger " als Schriftleiter tätig , von wo er an die „Offenbur¬
ger Zeitung " kam. Seit 1912 arbeitete er auf der Redaktion
des „Badisechn Beobachters"

. Der ruhige, freundliche Kollegeerfreute sich überall großer Beliebtheit.
Bezirksversammlungen des Lcbensbedürfnisvereins . Vom

17. bis 26. Januar fanden für sämtliche Bezirke der Stadt und
für die Vororte Bezirksversammlungen statt, die gut besuchtwaren . Auf der Tagesordnung aller Verfammlungen stand —
wie uns geschrieben wird — ein Vortrag über den Stand und
die Bedeutung der Genossenschaften unter besonderer Berück¬
sichtigung des Lebensbedürfnisvereins . In dem Vortrage kam
zum Ausdruck, datz die Entwicklung des Vereins hinsichtlich
Umsatz und Mitgliederzahl in den letzten Jahren sehr günstig
gewesen ist , und datz das Unternehmen in organifatorischer
Beziehung als ein mustergültiges bezeichnet werden darf. Die
finanzielle Grundlage des Vereins ist eine sehr solide . An den
Vortrag schloß sich in fast allen Versammlungen eine Aus¬
sprache , in der der Genugtuung über das gemeinnützige Wir -
ken des Vereins zum Ausdruck kam . Auf die Diskussion folgtedie Wahl der Mitglieder der Vertrcterversammlung , die nachdem Genossenschaftsgesetz in allen Genossenschaften mit mehrals 3000 Mitgliedern die Aufgaben der Generalversammlungzu übernehmen hat . Beruflich gliedern sich die neugewähltenVertreter wie folgt : Gewerbliche Gehilfen 43 ; Hilfsarbeiter 7 ;Kaufmännische Angestellte 10 ; Bürovorsteher, Geschäftsführer,Direktoren 7 ; Werkmeister und ähnliche Angestellte 7 ; Archi-tekten, Techniker. Ingenieure 6 ; Strahenbahnbeamte 1 ; Eisen-
bahnbeamte 6 ; Postbeamte 7 ; Verwaltungsbeamte 11 ; Lehrerund Professoren 4 ; Rechtsanwälte 1 ; Redakteure 1 ; Gewerk-
schaftsbeamte 3 ; Selbständige Handwerker 3 ; Frauen ohne Be¬ruf 7. Diese Zusammensetzung der neuen Vertreterversamm -lung bietet Gewähr dafür , daß der Verein auch in Zukunft einerein wirtschaftliche Organisation sein wird, die unter Ausschal -tung aller politischen Tendenzen die Käuferinteresfen aller inihm vertretenen Stände wahrt .

-Krrvze Llarhvtthten aus Bade«
Lender - und Schofer-Gedächtnisfeier

In « chern fand am Sonntag eine stattlich besuchte Gedacht -nisfeirr für dre beiden katholischen Führer und SeelsorgerLender und Schäfer statt, bei der Landtagsabg . Negierungsratvr . Hoffmann (Freiburg , ein Bild der Persönlichkeit des Prä -laten ^ chofer aus eigenem Erleben zeichnete . Er habe nachdem Wahlspruch auf Wackers Grab „treu gestanden auf sei-nein Posten , in Ehren ihn verlassen" . Treu feinem Wabl-spruch „der Mann ist nichts, die Sache ist alles "
, habe er seineLebensaufgabe betrachtet und erfüllt . Des Wesens und Wir -kens des Prälaten Lender, der vor etwas mehr ats 100 Jah¬ren geboren wurde , gedachte Geistl. Lehrer Zinsmeier (Sas -bach ) .

Schließung der Straußwirtschaftcn . Mit dem 31 . Januarhaben die badischen Straußwirtschaften für den Jahrgang1930 schließen müffen. Nur in wenigen Fällen ist eine Ver¬längerung bis zum 28. Februar erteilt worden .
DZ . Pforzheim , 3. Febr . Heute früh kurz nach 7 Uhr gabin Brötzingen ein 50 Jahre alter , lediger Metzger auf die Gast-Wirtsehefrau Burkhardt zwei Revolverschüffe ab und ver-letzte sie schwer . Danach versuchte er. sich felbst zu richten . Erschoß sich eine Kugel in den Kopf . Die beiden wurden inschwerverletzten lebensgefährlichem Zustand in das Pforzheimer ,Krankenhaus verbracht. Nach einer weiteren Meldung sollder Grund zu der Tat Eifersucht gewesen sein .
DZ . Donaueschingen, 4 . Febr . Der französische DeserteurEugene Lapehre, der in Aufen (Amt Donaueschingen ) einAsyl gefunden hat . wo er seinen Lebensunterhalt als Flick¬schuster verdient , wurde unter dem Verdacht , an Kindern un-

züchtige Handlungen vorgenommen zu haben, verhaftet. Erhat ein umfassendes Geständnis abgelegt.
DZ . Konstanz, 3 . Febr . Bei der heute vorgenommenenWahl des Handwerkskammerpräsidenten wurde ZimmermeisterKonrad Fischer in Konstanz zum Nachfolger des vor kurzemverstorbenen Präsidenten Sanier gewählt. Konrad Fischertourde 1879 in Biberach geboren. Er ist Vorstand der Zim¬

mermeistervereinigung Konstanz und Vorstandsmitglied desVerbandes badisch -pfälzischer Zimmermeister. Von 1907 bis1919 war er Stadtverordneter . 1919 bis 1923 Bezirksrat, seit1929 gehört er dem Badischen Landtag als Mitglied de»
Demokratischen Fraktion an.

Handel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 06 .
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . . 100 L.
London . . 1 Pfd .
New Kork 1 D.
Paris . . . IM Fr -
Schweiz - - IM Fr -
Wien 100 Schilling
Prag - . - » IM Kr.

4. Februar
« eU> «trief

168 .76
112 .36
21 .995
20.408
4.2000
16.464
81 .125
69.03
12.43

169.10
112.57
22 .035
20 .448
4 .2080
16.504
81 -285
59.15
12.45

3 . Februar
SeU Brie,

168.95
112.39
22 .005
20 .413
42 .035
16.475
81 .235
5910
12 .44

169.29
112.61
22.045
20.453
4 .2115
16.515
81 .395
59.22
12 .46

Der Aktieninder im Monatsdurchschnitt Januar ist mit
81,8 gegenüber 87,3 im Durchschnitt Dezember 1930 ermittelt ,
und zwar in der Gruppe Bergbau und Schwerindustrie 74,8
(81,3), Gruppe verarbeitende Industrie 71,3 (76,6) und Gruppe
Handel und Verkehr 106,1 (111,3)._ _ _E. Büchle Inhaberi W . Bertsch

c Kaiserstraße 132
3 Spezialhaus für Bilder u, Einrahmungen äS -“
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Die AusscheidungSkämpfe zur Weltmeisterschaft1931 gehen bis Mitte Februar weiter .
Es ist ein weiter Weg , sollte man wenigstens meinen ,vom klassischen „ griechisch- römischen " Ringlampf bis zu seiner

heutigen Form , obwohl er noch immer unter diesem offiziellenTitel und in der fast gleichen Weise ausgetragen wird . Aber
wenn auch die einstigen Voraussetzungen von Schönheit und
Kraft vielleicht nicht mehr ganz hutreffen , und somit der rein
ästhetische Wert etwas herabgermndert wurde , so hat andrer¬
seits gerade infolge der jetzt zu beobachtenden Überbetonungde« Körperlichen — wie bei allen Sportarten übrigens —
auch diese athletische Betätigung manches wieder von ihrer
urmenschlichen Bedeutung zurückgewonnen , die vorübergehend
vergessen worden oder in argen Mißkredit geraten war .

Gewiß , der äußere Zuschnitt ist ein bißchen Sensation , und
muß eS zunächst wohl sein , um in unserer gehetzten Zivilisa¬tion die nötige Anziehungskraft zu sichern . Weil gegenwär¬
tig meist nur Männer von Beruf » wegen ihre ungewöhnlichenKorperkräfte auf solche Weise zu messen pflegen , kann man
sich auch leicht denken , daß sie nicht jedeSmal da » Allerletzt »
hergeben . Der Steinzeit sind wir ja glücklich entronnen , woe» zwischen zwei Urwilden , wenn sie aneinandergerieten , stet»auf Lüben oder Tod ging , auch jene Tage sind verflossen , woSklaven bi » zur völligen Erschöpfung in einen Zweikampf
gepeitscht und dadurch den niedrigsten Instinkten ihrer Zu¬schauer ausgeliefert wurden . Wer heute noch Ähnliches er¬leben will , der muß zum — Stierkampf gehen , aber nichtunter sporttreibende Leute . Denn der Ringkampf ist immer¬
hin ein Tport und des Schweißes derer schon wert , die all¬
abendlich ihn ausüben . Es ist überhaupt besser , gelegentlichbei diesen Hartaussehenden Gesellen zu weilen , als bei einemöden Sechstagerennen auszuhalten , haben sie doch zumindestden Vorzug , daß sie auf ihre körperliche Gesundheit allein ,auf ihre durchtrainierten Muskeln und auf sehr große ge¬schmeidige Geschicklichkeit vertrauen .llnd es find heute zudem bei jedem Einzelkampf so vieleRegeln zu beachten , daß eS schon eine Kunst ist, in den er¬laubten und nichtgestatteten Griffen und Kniffen sich genauauszukennen . Auch das erklärt , warum nur ProfesstonelSsich mit Erfolg seiner Strategie bedienen dürfen , ganz abzu¬sehen davon , daß herkulische Körperbildung eben eine nichtminder wichtige Grundbedingung ist . Wenn die robustenKämpen so abends in Reih und Glied aufmarschieren , ist es

deshalb für den Durchschnittsmenschen kein« geringe Über¬
raschung zunächst , so unheimlich viel nacktes Flersch betrachtenzu müssen , und doch wird nicht bloß ein Malerauge bald be¬
greifen , daß in jedem dieser mehr als 200 Pfund schwerenKolosse eine zwar mitunter recht primitive , aber oennoch selbst¬verständliche Frische steckt . Das verbirgt weder der pathetischsteife Schritt des einen , noch die betonte Lässigkeit des an¬dern , der vielleicht gerade dadurch meint , die Vorzüge seinesgebührend bewunderten Körperbaues besonders zur Schaustellen zu können . Schnell ändert sich überdies das Bild , so¬bald auf den schrillen Pfiff des Schiedsrichters die trägenMassen in wirkliche Bewegung kommen , sobald gleich beim
ersten Kampf sich zeigt , daß die beiden Gegner durchaus nicht

nur theorisch ein Reglement zu illustrieren , sondern in derTat praktisch ihre m«»k»U»e Überlegenheit zu erweisen haben .Da ist plötzlich kein Platz mehr für Gefühlsduselei undSchlappheit , da entscheidet ausschließlich die größere Energie ,manchmal auch eine brutalere Kaltblütigkeit , obwohl die Hoch-qualifizierten oft diejenigen sind, die ihres persönlichen Hel -dentums absolut eingedenk bleiben und selbst mit . einemschwächeren Partner doch recht glimpflich verfahren . Da »sind dann jene sagenhaft schönen Arenakämpfe , die durch ihrebis zur äußersten physischen Anstrengung bewahrten tadel -losen Manieren wirklich Einiges zur „Hebung des Ring -kampfeS " beitragen .
Natürlich gibt eS wie überall , so auch bei den Ringern etlicheHeißsporne , denen übertriebene Korrektheit fremd ist, oderwieder solche , die einem gefährlichen Zugriff gegenüber sichstets defensiv verhalten und sich ihm durch eine mehr oderminder billige Theatergeste zu entwinden wissen . Beide zäh -len nicht zu den erklärten Lieblingen des Publikums , das alsoimmerhin für die Finessen der Technik ein gutes Augenmerkhat , andererseits find es aber doch diese Grotesk -Szenen untererwachsenen Männern , die schon psychologisch da » höchste In -tereffe und das meiste Vergnügen bereiten . Wenn irgendwo ,so kommt überdies hierbei auch das Blut der Zuschauer inheftigere Wallung . Die Leute , die zu Hunderten im Saalsitzen, ergreifen Partei , erhitzen sich jäh und leidenschaftlichund machen ihrer Mißstimmung über vermeintlich unfaireHandlungen nicht nur durch spitze Zurufe , sondern gelegent¬lich sogar durch Bierteller Luft , die aufs Podium fliegen .Man kann sogar ältere Herren beobachten , die so hingerissenfind , daß sie am liebsten selbst auf die Bühne steigen würden ,um dort nach dem Rechten zu sehen , obwohl dafür ja eigent¬lich nur der Schiedsrichter zuständig und verantwortlich ist ;andere wiederum find keineswegs zu besänftigen , auch wennsie einen eventuellen Verstoß überhaupt schwerlich von ihremPlatz aus durchschauen oder gar einwandfrei beurteilenkonnten .

Jedenfalls hat es schon einige Berechtigung , daß man vonden Ringkämpsen wieder soviel Aufhebens macht , und es wärevor allem ganz unberechtigte Verachtung derjenigen , die sichdiese Tätigkeit als Erwerbstätigkeit erwählt haben , wollteman nur in häßlichen Werten davon reden . Denn was sieda öffentlich tun , erzeugt deshalb eine so intensive Hoch¬spannung . weil sich dabei doch jeder bewußt wird , wie aucher seinen jahrelang unterdrückten und unterschlagenen Kör¬per hätte ausarbeiten sollen . Zwar mag einem dann undwann der Appetit vergehen , wenn 's gar zu menschlich aus¬dünstet und nicht mehr gut riecht , im ganzen überwiegt aberdie naive Freude am Kampfspiel , überwindet der uns nuneinmal eingeborene Instinkt für Rauflust schnell das Unan¬ständige und fordert gebieterisch Anteilnahme an dem Ge¬schehen und ehrliche Sympathie entweder für den stolzen Sie¬
ger oder für seinen — zufälligerweise nur heute vielleicht —
so unglücklichen Rivalen . H . Sch .

*

Der heutige Großkampfaüend verspricht wieder sehr lebhaftzu werden, da allein drei Entscheidungskämpfe stattfinden ,und zwar Thomson — Kisch , Schachschneider — Kop, sowieBudrus — Stolzenwald . Ferner ringt der neu hinzugekom¬mene Chaim Wildmann gegen Nabor .

Spenbenverteilu » , der Rotgemeinschnft . Der « rbeitsmm .schuß der Karlsruher Notgemeinschaft hat beschlossen, samt,uchen nach dem 81. Januar zur Anmeldung kommenden B«.dürftigen vorerst nur noch mit Briketts und dem Lebensmittel ,gutschein IV zu beliefern . ES erhalten die Gruppe A 3 Zent ,ner Briketts und 1 Lebensmittelgutschein . S und C 2 ZentnerBriketts und 1 Lebensmittelgutschein , v und L 1 Zentne »Briketts und 1 Lebensmittelgutschein . F , mit eigenem Hau »,halt , 1 Zentner Brikett und 1 Lebensmittelgutschein . Gruppe Fohne eigenen Haushalt wird mit Essengutscheinen bedacht .
Wetterbericht der Bad . Landeswettermarte , Karlsruhe , v»,heut « morgen : Die mitteleuropäische Störung wurde von denaus Osten vordrinaenden Kaltlustmaffen ins Mtttelmeer ge.drängt . Wir sind damit in den Bereich der Ostströmung ge.laugt . Unsere Witterung wird von der über Nord- undMitteleuropa liegenden Hochdruckbrücke bestimmt , voran »,sage : Bei östlichen Winden zeitweise noch Schneefälle , dannaufheiternd , weiterer Temperaturrückgang .Wasserstände : Waldshut 238 minus 2, Basel 60 unver¬ändert . Schusterinsel 102 minus 6, Kehl 266 minus 7, Maxau462 minus 11 , Mannheim 398 minus 21, Caub über 200 Zen -timeter .

« taatsanreisev
Bekanntmachung

Umlage zur Gebäudeversicherung »«
anstatt für das Geschäftsjahr 1939.Die Umlage zur Gebäudeversicherungsanstalt ist sür da»Geschäftsjahr 1930 auf 13 ßpf von je 100 JM Versicherungs¬summe festgesetzt worden .

Die Umlage ist in zwei Teilbeträgen zu entrichten , dieerste Rate auf 1 . März 1931, die zweite Rate auf 1. Juli1931 ; beträgt die Umlage 5 JM oder weniger , so ist sie bin¬nen einer Woche in ganzer Summe zu bezahlen . Bei nichtrechtzeitiger Zahlung der Umlage erfolgt Betreibung .In der festgesetzten Umlage ist die Reichsversicherungssteuer ,die von dem Versicherten zu tragen ist, inbegriffen .
Karlsruhe , den 3 . Januar 1931.

Der Minister des Innern
I . Wittemann .

Vevsonellev Teil
Ernenriungen, Versetzungen, Zurruhesetzungen usw.

der planmätzigen Beamten
Ans dem Bereich des Ministeriums des Kultus und

Unterrichts :
Kraft Gesetzes tritt in den dauernde « Ruhestand :

Hauptlehrer Karl Greber in Heidelberg .
Zur Ruhe gesetzt :

Oberlehrer Julius Schmidt in Leutershausen , Amt Wein¬heim , bis zur Wiederherstellung der Gesundheit .
Gestorben :

Maschinist Georg Götzendörfrr bei der Universität in Frei¬burg i. Br .

Audi für Sie,
mein Herr

hat die Weiße Woche einen Sinn
Elegantes

Popelinhemd durchgehend gemustert3,90
WeiBes

Oberhemd mit modernem Einsatz 2,60
Oxford

Sporthemd mit passendem Binder 3,90
3 Stück

Steh um legkragen weiß, 4 fach .90
3 Stück

Halbsteife Kragen 1 , —

BURCHARD
Wir werben für Sie !

Wie werde ich reich und glücklich ?
Versuchen Sie es doch mal mit einem Los
aus meiner Kollekte!

Ziehung derHaupt- u. Schlufiklasse wi 9. Ftlr. lii 14.März
KaufloM noch vorrätig
Va V« V. _ LO»
25, — 50 .— 100, — 200 .— RM .Hauptgewinnno : 500000 , 300 000 , 200 000 , 100000RM . usw. 958

Bernhard ! Goldfarb , itutudmutMi- Eiiiekaff
KaiserstraBe 181 , Ecke t IerrenstraB «, im Herrenmod «- Geschäft Josef Goldfarb

Die Maul - und Klauenseuche in Stupferich isterloschen . Die angeordneten Schutzmaßnahmen werden
aufgehoben . R .267

Karlsruhe , den 2 . Februar 1931 . O -Z . 14
Badisches Bezirksaint — Polizeidirektion IV .

Die Maul - und Klauenseuche in Karlsruhe -Daxlandenist erloschen . R268
Karlsruhe , den 2 . Februar 1931 . O .Z . 15

Badische» Bezirksamt — Polizeidirrstion B —.
A . 422 . Karlsruhe . Das

Vergleichsverfahren über
das Vermögen des Bern¬
hard Kamphnes , Uhrmacher
und Juwelier in Karlsruhe ,
Ludwigsplatz , wurde nach
erfolgter Bestätigung des
Vergleichs vom 29 . Januar
1931 aufgehoben . Karls ,
ruhe , den 31 . Januar 1931.

Geschäftsstelle des Amts¬
gerichts A 6.

PORPHYRWERK
DOSSENHEIM

HANS VATTER
DOSSENHEIMA.ft.ttAQSTB

LltFEPT AUSSCHLÖSSE.
HECKENMARKBRUCH
ERSTKLASSIGES

STROSSENBflU -
MATERIAL

Zu den
Schulentlassungen :

BADISCHE
VERFASSUNG
Textausgabe
1 Stück 30 Pfg .
von 30 Stück an 25 Pfg .

. . 100 .. .. 20 Pfg .
Die Badische Verfassung gehört in die Hand
jedes zur Entlassung kommenden Schülers
In unserem Verlag erschien auch der Verfassungskimmen -

tar von Dr . Glöckner (2 . Auflage 1931 )
VERLAG G. BRAUN , KARLSRUHE

EeinMe-AlW MW (1 Ettlingen)
Donnerstag , 5 . Febr . 1931
* D 17. (Donnerstagmiete )

Th -Gem . 1301—1400

Der Evangelilnann
Musikalisches Schauspiel

von Kienzl

Dirigent : Keilberth
Regie : Pruscha

Mitwirkende :
Haberkorn .Seiberlich,Bauer
Burk , Kilian . I . Grötzinger ,
Hospach , Kalnbach , Kiefer ,
Löser . Schoepflin , Zilken ,

Kilian

Anfang 19 '/, Ende 22

Preise C (1—7 L4l)

Fr .62 . Elisabeth v.England .
Sa . 7 . 2. Nachm - : Wilhelm
Tell . Abend » : Da » Konto X .
So .8 .2 . Nachmittags : Meine
Schwester und ich . Abend » :
Neu einstudiert : Die Huge »
notten - Im Konzerthau » :
Wie werde ich reich und
glücklich1

Bilanz auf 31 . Dezember 1930
Vermöge « xs Berbindttchkette » xs1 . Kassenbestand . . . 18763,42 1. Spareinlagen . . . . 1 661 913,712 . Guthaben bei Banken , 2 . Aufwertung »-

Girozentralen u - Post . Spareinlagen . . . . 523 384,89scheck . 14978,47 3 . Giro - und Kontokorrent -3 . Wertpapiere . . . . - ,- einkagen . 65 561,644 . Wechsel . . . . . . 39 387,75 4 . Sonstige Einlagen . . - ,-5 . Darlehen a . Hypotheken 1129850, — 5 . AnlehenSschulden . . . 50000, —6 . Grundstückskaufgelder . 5022, - 6. AuSgabe -Ruckstände . . - ,- '7. Darlehen in lfd . Rech» 7. Rücklagen :
nung an Private . - 113016,84 a) gesetzt. Reservefonds 82966,018 . Darlehen « Schuldschein 486545, — b ) Aufwertungsfonds . 87 368,499. Darlehen an Gemeinden 8. Reingewinn . 39378,27und Spargiroverband . 112 800,—

10 . Aufwertungsforderung . 493 378,8311. Einnahmerückstände 46 819,7012. Grundstücke u - Gebäude - ,-13 . Gerätschaften . . . . 1 -

2460563,01 2 460 563,01

Berechnung der » » «klage
Die gesetzliche Rücklage hat zu bettagen :

8 °/. au » 1727 475,35 XA Einlagen . . . . 138198,03 XASie beträgt auf Schluß des Jahres 1930 . . 122 334,28 XA
mithin weniger . . . 15 863,75 XA

Malsch , den 27 . Januar 1931. 91 .266
» er GeschAftsleite » r Der Berwnlt « « g »»nt :

Bechlrr , Bürgermeister . Schindler , Rechner-
Druck G. Braun . Karlsruhe .
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